
Für das Nachschlagewerk !
Nicht für die Amtliche Sammlung ! -5 037

Gesetzg BEG §.3 Abs 3» § 15; 2, DV-BEG §§ 18, 21
Für die Zubilligung einer Rente im Palle einer 
Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit durch na­
tionalsozialistische Verfolgung ist es im Rah­
men des § 15 Abs 5 S 2 BEG ohne Bedeutung, daß 
auch ohne die Verfolgung eine Minderung oder 
ein Portfall der Erwerbsfähigkeit des Verfolg­
ten infolge zunehmenden Alters eintritt» Vor­
aussetzung für eine erhöhte Mindestrente nach 
§ 15 Abs 5 S 2 BEG ist nicht, daß die Minderung 
der Erwerbsfähigkeit in Höhe von 50 v,H. aus­
schließlich auf der Verfolgung beruht.

Gesetz? EEG § 4; Berliner PrV-VersorgungsG § 1 (GVB1 1952, 
226)

Rechtssatzg Im Zuge der Entschädigung für Opfer des National- .
" Sozialismus sind Leistungen bewirkt, die gewährt 

worden sind, weil es sich bei den Empfängern um 
Opfer des Nationalsozialismus gehandelt hat. Die 
Berliner PrV-Renten sind auf die nach dem BEG zu 
zahlenden Renten anzurechnen.

Aktenzeichens IV ZR 225/54 
Urteil des BGH vom 30. März 1955 KG Berlin



• IV ZB. 225/54
Verkündet 

am 30 c März 1955 
Schorm, Justizangest. 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit
der Pr au Klara Z

tr.
geb. B|

Klägerin, Berufungsbeklagte und Revisionsklägerin,
- prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n
das Land B e r l i n  , vertreten durch den Direktor 
des Entschädigungsamts Berlin, in Berlin V/ 35, Potsdamer­
straße 186,

Beklagten, Berufungskläger und Revisionsbeklagten,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr„

hat der IV, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 23. März 1955 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Schmidt, der Bundesrichter Ascher, 
Dr, Kregel, Dr. v, Werner und Scheffler

für Recht erkannt:

Das Urteil des 13* Zivilsenats des Kammergerichts 
in Berlin vom 28. Juli 1954 wird hinsichtlich der 
Höhe der der Klägerin zugebilligten Rente aufgeho­
ben und unter Zurückweisung des weitergehenden Re­
visionsantrages folgendermaßen neu gefaßt:
1) Es wird festgestellt, daß der Klägerin für die 

Zeit vom 1» Mai 1945 bis zum 31. Oktober 1953 
eine Kapitalentschädigung für die Beeinträchti­
gung ihrer Erwerbsfähigkeit in Höhe von 30 v.H*
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abzüglich der in dieser Zeit an die Kläger .n für 
Schaden an Körper und Gesundheit und als Rente auf 
Grund des Berliner PrV-Versorgungs-Gesetzes ge­
zahlten Beträge zusteht,

2) Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin vom 
1., November 1953 ab, eine lebenslängliche Rente 
von monatlich 250,—  DM zu zahlen

3) Hit den Mehransprüchen wird die Klägerin abgewiesen.
4) Die außer*gerichtlichen Kosten des Rechtsstreits wer­

den gegeneinander aufgehoben.

Die Entscheidung ist gebühren^ und auslagenfrei.
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Tatbestand;
Die am 1876 geborene, a::i 1> Januar 1947

in Berlin wohnhaft gewesene Klägerin ist wegen ihrer jü­
dischen Abstammung am 7, Januar 1944 verhaftet und in 
ein Konzentrationslager gebracht worden, Aus diesem ist 
sie am 8, Kai 1945 entlassen worden. Sie behauptet, durch 
ihre Verhaftung und ihren Aufenthalt im Konzentrations­
lager gesundheitlichen Schaden erlitten zu haben und da­
durch zu 60 c/o in ihrer Erwerbsfähigkeit gemindert zu sein.

Das Entschädigungsamt hat eine Hinderung ihrer Er­
werbsfähigkeit für die Zeit bis zum 31. Mai 1946 in Höhe 
von 30 c,ö iind für die Zeit danach in Höhe von 40 $  aner­
kannt und ihr dementsprechend eine nach dem Berliner Ent­
schädigungsgesetz bemessene Kapitalentschädigung und Rente 
zugebilligt, auf die Kapitalentschädigung jedoch die Rente 
angerechnet, die die Klägerin auf Grund des Berliner Ge­
setzes Uber die Versorgung der politisch, rassisch und re­
ligiös Verfolgten und ihrer Hinterbliebenen (PrV-VersG) 
vom -27, März 1952 - Berl GVB1 S 226 - erhalten hatte. Das 
Landgericht hat unter Zugrundelegung einer verfolgungs­
bedingten Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit von 30 eine 
Kapitalentschädigung für die Zeit vom 1* Kai 1945 bis zum 
30 September 1953 unter Anrechnung der an die Klägerin 
bereits für Gesundheitsschäden gezahlten Beträge und vom 
1, Oktober 1953 ab die im § 15 Abs 5 Satz 2 BEG bestimmte 
Ittindestrente von monatlich 250.—  DM zugebilligt- Eine 
Anrechnung der gezahlten PrV-Rente hat das Landgericht 
abgelehnt.

Auf die Berufung des Beklagten hat das Kammerge­
richt entsprechend dem Antrag des Beklagten der Klägerin 
eine Kapitalentschädigung für die Zeit vom 1, Kai 1945 
bis zum 31» Oktober 1953 und vom 1. November 1953 ab eine 
Rente nur in Höhe von monatlich 100,—  DK zugebilligt
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und auf die Kapitalentschädigung auch die Beträge an­
gerechnet, die die Klägerin in der Zeit bis zum 31» Ok­
tober 1953 als PrV-Rente erhalten hat.

Mit der Revision, die das Kammergericht zugelassen 
hat, beantragt die Klägerin, den Beklagten zu verurteilen, 
an sie eine Rente von monatlich 250,—  Dm vom 1, Ok- > ■ 

tober 1953 an zu zahlen und festzustellen, daß auf die ihr 
nach dem BEG zustehenden Leistungen die ihr gezahlte PrV- 
Rente nicht anzurechnen sei.

Der Beklagte bittet, die Revision zurückzuweisen..

Bntscheidungsgründe s
1) Das Kammergerieht ist rechtlich bedenkenfrei davon 
ausgegangen, daß die Klägerin aus Gründen der Rasse durch 
nationalsozialistische Gewaltmaßnahmen verfolgt worden 
ist und daher die nach § 1 BEG erforderlichen Vorausset­
zungen für eine Entschädigung vorliegen. Es hat weiter 
angenommen, daß zwar im Zeitpunkt der Haftentlassung die 
verfolgungsbedingte Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit 
der Klägerin 30 e,a betragen habe, daß jedoch die heute be­
stehende Erwerbsminderung allein durch das Alter der jetzt 
79“jährigen Klägerin und die anlagemäßige Weiterentwick­
lung ihrer konstitutionellen Leiden bedingt sei. Das BEG 
gewähre eine Entschädigung nur für die Dauer einer ver­
folgungsbedingten Erwerbsminderung. Der Klägerin stände ̂ 
daher eine Rente nach dem BEG und infolgedessen auch die 
Altersvergünstigung des § 15 Abs 5 Satz 2 BEG nicht zu.

Hiernach will das Kammergericht eine Rente für ver- 
* folgüngsbedingten Gesundheitsschaden von dem Augenblick 

an nicht mehr zubilligen, in dem der Verfolgte, wenn er 
Verfolgungsmaßnahmen nicht ausgesetzt gewesen wäre, die­
selbe Beeinträchtigung seiner Erwerbsfähigkeit erfahren 
hätte,
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Dieser Auffassung des Kammergerichts kann, jedenfalls 
soweit es sich bei Gesundheitsschäden um die Hinderung oder 
Aufhebung der Erwerbsfähigkeit infolge Alters der Verfolg­
ten handelt, die bei Inkrafttreten des BEG das 65. bezw, 60. 
Lebensjahr vollendet haben (§ 15 Abs 5 Satz 2 BEG), nicht 
gefolgt werden. Zwar bestimmt § 3 Abs 3 BEG, daß für Schä­
den, die auch ohne die Verfolgung entstanden wären, eine 
Entschädigung grundsätzlich nicht zu gewähren ist. Grund­
sätzlich ist auch bei der Zubilligung eines Schadensersat­
zes wegen unerlaubter Handlung die nach § 843 BGB zustehen­
de Geldrente nur entsprechend der Bauer der in Betracht 
kommenden Erwerbsfähigkeit abzustufen und zeitlich zu be­
grenzen (vgl RGRK 10o Aufl Anm 3 c zu § 843 BGB S 858) und 
§ 96 BEG laßt eine Hinderung oder Entziehung von wieder- 
kehrenden Leistungen zu, wenn sich die Verhältnisse, die 
für deren Zuerkennung maßgebend waren, wesentlich geändert 
haben. Biese Bestimmungen oder der in ihnen enthaltene 
Grundgedanke sind jedoch bei einer Rente auf Grund des § 15 
BEG auf den Fall der Hinderung oder Aufhebung der Erwerbs­
fähigkeit nur infolge zunehmenden Alters nicht anwendbar. 
Denn wie § 3 Abs 3 BEG dies ausdrücklich zulässtf muß von 
dem in ihm enthaltenen Grundsatz eine Ausnahme für solche 
Fälle gelten, in denen das BEG etwas Abweichendes bestiim.it,. 
Eine solche abweichende Bestimmung muß aber dem § 15 BEG 
entnommen werden. Denn dieser bestimrat in seinem Abs 5 
Satz 2, daß der Verfolgte, der bei Inkrafttreten des BEG 
das 65. Lebensjahr (bei Frauen das 60, Lebensjahr) voll­
endet und in seiner Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 # 
gemindert ist, eine erhöhte Lindestrente erhalten soll.
Die Vollendung des 65. Lebensjahres wird im allgemeinen 
als ein Zeichen dafür angesehen, daß ein Mensch dieses 
Alters regelmäßig nicht mehr voll erwerbsfähig ist (vgl 
insbes 'die Bestimmungen über die Zahlung von Renten in 
der Sozialversicherung und über die Altersgrenze der Be- 
auten).. «enn aber das BEG die infolge zunehmenden Alters



zu erwartende Beschränkung der Erwerbsfähigkeit berück­
sichtigt hätte haben wollen, so würde es nicht ausdrück­
lich und uneingeschränkt - eine dem § 32 Abs 1 BEG ent­
sprechende Bestimmung ist für Gesundheitsschäden nicht ge 
troffen - die Erhöhung der Hindestrente für einen Verfolg 
ten im Alter von 65 (bezw. 60 Jahren bei Frauen) Jahren 
angeordnet haben, § 15 BEG enthält somit insoweit für die 
im Abs 5 S 2 erwähnten Personen eine von dem Grundsatz 
des § 3 Ab3 3 B3G abweichende Bestimmung. Der sich aus 
§ 843 BGB ergebende Grundsatz kann auf derartige Fälle 
nicht angewendet werden, da das BEG, insbesondere dessen 
§ 15> nicht wie es § 843 BGB tut, dem durch nationalso­
zialistische Verfolgung Geschädigten einen vollen Aus­
gleich des ihm durch die Verfolgung zugefügten Schadens 
gewährt und auch' auf anderen Erwägungen beruht, als die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

2) Bas Kanuergericht hat sodann der Klägerin die im 
§ 15 Abs 5 Satz 2 vorgeschriebene LIindestrente von 250.—  
BM monatlich versagt, .weil die Hinderung ihrer Erwerbs­
fähigkeit nicht in einer Höhe von 50 auf Verfolgungs­
maßnahmen zurückzuführen sei.

Bern Kammergericht ist zuzugeben, daß der Wortlaut 
des § 15 BEG Zweifel darüber läßt, was unter “Beeinträch­
tigung der Erwerbsfähigkeit" zu verstehen ist, ob damit 
stets nur die verfolgungsbedingte oder etwa auch die ge­
samte Erwerbsbeschränkung gemeint ist. Biese Frage ist 
jedoch inzwischen durch die gemäß § 15 Abs 8 BEG erlasse­
ne 2. BVO-BEG vom 24. Bezember 1954 (BGBl I S 510) be­
seitigt worden. Y/ie sich aus deren § 18 ergibt, ist zwar 
für die Bemessung der Renten grundsätzlich nur die durch 
die verfolgungsbedingte Schädigung herbeigeführte Beein­
trächtigung der Erwerbsfähigkeit zugrunde zu legen. Hach 
§ 21 Abs 2 dieser Verordnung ist jedoch für die im § 15 
Abs 5 Satz 2 BEG bestimmte Hinderung der Erwerbsfähigkeit



nicht Voraussetzung, daß sie ausschließlich auf einer 
Verfolgung beruht« Die 2. DVO-BEG ist zwar erst erlas­
sen, nachdem bereits das Berufungsurteil ergangen war. 
Es bestehen aber auch mit Rücksicht auf § 31 2, DVO-
BEG keine Bedenken, sie im vorliegenden Palle anzuwen­
den (vgl BGHZ 9? l'Ol).

Die Revision ist somit in dieser Hinsicht begrün­
det ,

3) Dagegen konnte der Revision nicht stattgegeben 
werden, soweit sie sich gegen eine«Anrechnung der.der 
Klägerin gezahlten PrV-Rentenbeträge wendet. Das Kammer- 
gericht hat ihre Anrechnung auf Grund des 5 4 BEG vorge- 
nommen. Nach- dieser Bestimmung sind auf die Entschädigung 
nach- dem BEG Leistungen anzurechnen, die im Zuge der Ent­
schädigung für Opfer des Nationalsozialismus bewirkt wor­
den sind.

Das Kammergerieht hat festgestellt, daß Leistungen, 
die auf Grund dieses Gesetzes gewährt worden sind, dem 
Ausgleich nationalsozialistischen Unrechts dienen soll­
ten, das politisch, rassisch oder -religiös Verfolgten zu­
gefügt worden ist. Die Angriffe der Revision gegen die 
Auslegung des PrV-VersG durch das Kammergerieht sind 
nicht begründet. Ob bei diesem Gesetz, wie die Revision 
meint, neben dem Entschädigungsgedanken auch der Versor­
gungsgedanke der Zahlung der PrV-Rente zugrunde liegt, 
was das Kammergericht'dahinstehen läßt, ist unerheblich. 
Denn einmal dient jede Entschädigungsrente, die das BEG 
nach seinem §.15 den Verfolgten gewährt, auch deren Ver­
sorgung, wie sich dies insbesondere aus der Abstufung 
der Rente nach dem Grad der Beeinträchtigung der Erwerbs­
fähigkeit und der Bestimmung des Abs 3 ergibt, demzufolge 
die persönlichen, wirtschaftlichen und sozialen Verhält­
nisse des Verfolgten, insbesondere seine nachhaltigen Ein­
künfte zu berücksichtigen sind (vgl auch § 24 2. DVO-BEG.) -
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Sodann beschränkt § 4 BEG die Anrechnung nicht auf die 
Leistungen, die als Entschädigung bewirkt worden sind, 
sondern erstreckt sie auf alle Leistungen, die im Zuge 
der Entschädigung für Opfer des nationalSozialismus" be­
wirkt worden sind* Entscheidend für eine Anrechnung ist 
daher allein, ob Leistungen gewährt worden sind, weil es 
sich bei den Empfängern um Opfer des ITationalsozialismus 
gehandelt hat«

Biese Voraussetzung ist aber nach den Feststellun­
gen des Karamergerichts gegeben* Infolgedessen mußte in­
soweit die Revision der Klägerin zurückgewiesen werden.

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf §§ 87 
BEG, 97, 92 ZPO.
Schmidt Ascher Kregel ' v. Werner Scheffler
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